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1 Einleitung

Der Aufsatz unternimmt es, Stellung und Funktion der deutschen kommunalen Selbstverwaltung im europäischen Vergleich (UK/England, Schweden, Frankreich, Spanien und Italien) in fünf Schritten zu diskutieren.

· Erstens wird die institutionelle (intergouvernementale) Stellung der Kommunen im jeweiligen nationalen Politik- und Verwaltungssystem umrissen. 

· Zweitens soll das inhaltliche Aufgabenprofil skizziert werden.
· Drittens erfolgt ein vergleichendes ranking des Dezentralisierungsgrads und des funktionalen Gewichts der unteren kommunalen Ebene.
· Viertens wird das organisatorische Aufgabenmodell angesprochen.

· Schließlich sollen ein kurzes vergleichendes Resümee des „deutschen Falles“ und einige Reformüberlegungen formuliert werden.
Die diesem Beitrag zugrunde liegende Länderauswahl wird von folgenden Überlegungen angeleitet: UK/England
 ist als europäisches ‚Mutterland‘ des local government in einer vergleichenden Untersuchung unerlässlich. Schweden als unitarisches Land bietet ein herausragendes Beispiel für ein politisch und funktional starkes Kommunalsystemsystem und eignet sich daher für vergleichende Studien zur kommunalen Selbstverwaltung in besonderer Weise. Frankreich als unitarisches, traditionell zentralistisches und seit 1982 dezentralisiertes Land und ähnlich Italien als ebenfalls unitarisches, traditionell zentralistisches und seit den 1990er Jahren dezentralisiertes Land versprechen wichtige Aufschlüsse über die lokal-dezentrale Entwicklung in dieser Ländergruppe. Spanien als 1978 nach dem Ende der zentralistischen Franco-Diktatur entschieden dezentralisiertes Land weckt vor allem aufgrund der dort zu beobachtenden Föderalisierung besondere vergleichende Aufmerksamkeit. Die untenstehenden Tabellen 1 und 2 geben einen Überblick über die intergouvernementale Struktur, d. h. Ebenen, Typen, Anzahl und Struktur der sub-nationalen Gebietskörperschaften (Tabelle 1), sowie über den territorialen Zuschnitt der Gemeindeebene (Tabelle 2) in den hier betrachteten sechs Ländern.
Tabelle 1: Intergouvernementale Struktur (Angaben für 2006-2009)
	Land/Struktur
	

Ebenen
	Anzahl
	EW Ø

	Deutschland
	Föderal
	Länder
	16
	5,2 Mio.

	
	Lokal
	Kreise
	323
	170.000

	
	
	Kreisangeh. Gem.
	12.196
	6.690

	
	
	Kreisfreie Städte
	116
	k.A.

	
	Interkommunal
	Verw.-gemeinsch., Ämter etc.
	1.708
	k.A.

	Frankreich
	Lokal
	Régions
	25
	2,3 Mio.

	
	
	Départements
	100
	550.000

	
	
	Communes
	36.569
	1.560

	
	Interkommunal
	Syndicats
	12.840
	k.A.

	
	
	EPCI
	2.601
	

	UK 
	Quasi-föderal
	Regions 
(Schottland, Wales, Nordirland)
	3
	5,0 Mio. (Schottland)

	
	
	
	
	2,9 Mio. (Wales)

	
	
	
	
	1,6 Mio. (Nordirland)

	
	Lokal
	Counties
	35
	720.000

	
	
	Districts/Boroughs
	271
	140.000

	
	Inter​kommunal
	Single-tier/Unitary Authorities
	83
	k.A.

	Schweden
	Lokal
	Landsting kommuner
	20
	420.000

	
	
	Kommuner
	290
	31.300

	Italien
	Quasi-föderal
	Regioni
	25
	2,9 Mio.

	
	
	
	
	

	
	Lokal
	Province
	103
	570.000

	
	
	Comuni
	8.101
	7.270

	
	Inter​kommunal
	Comunità montane
	356
	32.700

	
	
	Unioni di comuni 
	278
	k.A.

	
	
	Consorzi/Conveni
	k.A.
	16.700

	Spanien
	Quasi-föderal
	Comunidades autónomas
	17
	2,5 Mio.

	
	Lokal
	Provincias
	50
	870.000

	
	
	Municipios
	8.111
	5.430

	
	Interkommunal
	Comarcas
	81
	k.A.

	
	
	Mancomunidades
	1.000
	

	
	
	Consorzi
	k.A.
	


k.A. – keine Angabe möglich

Quelle: Dexia 2008; eigene Zusammenstellung und Berechnung
Tabelle 2: Territorialstruktur der Gemeindeebene (2005)
	
	Anzahl
	EW Ø
	Fläche Ø (km2)
	% Gemeinden 
<5.000 EW
	% Gemeinden 
>100.000 EW

	Deutschland
	12.340
	6.690
	29
	77
	81

	Frankreich
	36.683
	1.720
	15
	95
	37

	Italien
	8.401
	7.270
	37
	71
	43

	Schweden
	290
	31.310
	1.552
	4
	13

	U. K.
	389*
	139.480
	562
	0
	67

	Spanien
	8.111
	5.430
	62
	85
	58

	EU (27)
	
	5.410
	47
	82
	500


* England

Quelle: Dexia 2008: 41

2 Die Kommunalsysteme: Länderprofile
Für die vergleichende Skizzierung der Kommunalsysteme in den sechs Ländern sollen insbesondere drei Dimensionen hervorgehoben werden:

· die Stellung der Kommunen im intergouvernementalen (‚Mehr-Ebenen‘-) System (siehe Tabelle 1)
;
· ihre Territorialstruktur (siehe Tabelle 2);

· das funktionale Gewicht der kommunalen Ebene im gesamtstaatlichen System, als dessen brauchbarer Indikator der Anteil der kommunal Beschäftigten an der Gesamtheit der öffentlich Bediensteten betrachtet wird (siehe Tabelle 3). 
2.1 Deutschland

2.1.1 Intergouvernementale Stellung der Kommunen

Die Stellung der Kommunen in der Staatsorganisation der Bundesrepublik ist durch ein dem föderalen System eigentümliches intergouvernementales Spannungsverhältnis gekennzeichnet. Während die 16 Länder im zweistufigen föderalen System gegenüber der Bundesebene eine verfassungsrechtlich und -politisch ausgeprägt dezentrale (bis zum Anspruch auf eine gewisse ‚Eigenstaatlichkeit‘ reichende) Rolle spielen, sehen sich die Gemeinden und Kreise, die im zweistufigen föderalen System als kommunale Ebene staatsrechtlich den Ländern zugerechnet werden, der zentralisierenden Einflussnahme und Bestimmungsmacht der Länder über ‚ihre‘ Kommunen gegenüber. Dies stellt eine gewisse Paradoxie der föderal-dezentralen Organisationsform dar (vgl. Wollmann/Bouckaert 2006: 23). So sind – unter dem Vorbehalt der in Art. 28, II GG statuierten „institutionellen Garantie“ der kommunalen Selbstverwaltung – die Länder dafür zuständig, die Gemeinde- und Kreisordnungen ‚ihrer‘ Kommunen, einschließlich ihres territorialen Zuschnitts, zu regeln. 

Das der deutschen Verwaltungstradition eigentümliche dualistische Aufgabenmodell, wonach die Kommunen – neben ihren ‚echten‘ kommunalen Aufgaben – die ihnen vom Staat ‚übertragenen‘ Aufgaben ausführen, ist geeignet, die Kommunal- in die Landesverwaltung vertikal zu integrieren
 (vgl. Wollmann 2008a: 259 ff. mit Nachweisen, siehe weiter unten). Konzeptionell spiegelt sich dieses ‚etatistisch-administrative‘ Prägemuster in der Auffassung wider, dass es sich bei der kommunalen Ebene um ‚Verwaltung‘ (kommunale Selbstverwaltung) und bei den gewählten Kommunalvertretungen mithin um ‚Verwaltungsorgane‘ handle. Gegenüber dieser bislang ‚herrschenden Meinung‘, die vor allem in der überkommenen Staatsrechtslehre nach wie vor vertreten wird, dringt zunehmend eine verfassungs- und kommunalpolitisch, aber auch verfassungsrechtlich argumentierende Auffassung vor, wonach die Kommunen als eine politisch und funktional eigenständige Ebene im nach wie vor zweistufigen föderalen Staatsaufbau und die Kommunalvertretungen als demokratisch gewählte kommunale ‚Parlamente‘ zu begreifen seien
 (vgl. Wollmann 1999 mit weiteren Nachweisen zu dieser Kontroverse).

2.1.2 Territorialorganisation
Das traditionell zweistufige (aus Gemeinden/Städten und Kreisen bestehende) Kommunalsystem zählt bundesweit derzeit 12.340 Gemeinden/Städte, 323 Kreise sowie 116 kreisfreie Städte (siehe Tabellen 1 und 2). Letztere stellen eine institutionelle Besonderheit der deutschen Kommunaltradition dar, da sie Gemeinde- und Kreisaufgaben vereinigen. Die gegenwärtige Gebietsorganisation ist das Ergebnis von kommunalen Territorialreformen, die in den 1960er und 1970ser Jahren in den westdeutschen Ländern und nach 1990 in den ostdeutschen Ländern durchgeführt worden sind (vgl. Laux 1999; Kuhlmann 2009: 113 ff.; Wollmann 2010b). Handlungsstrategisch gründete das Vorgehen der einzelnen Länder (in einer Art von ‚Zuckerrohr- und Peitsche‘-Vorgehen) auf der Prämisse, dass zwar durch vorausgehende Reformkommissionen, Beteiligungsverfahren und ‚Freiwilligkeitsphase‘ die Mitwirkung und das Einvernehmen der betroffenen Kommunen und lokalen Akteure zu suchen, jedoch letztlich die Entscheidung durch Landesgesetz verbindlich zu regeln und gegebenenfalls ungeachtet lokaler Ablehnung durchzusetzen sei. 
Während in einer Minderheit der (westdeutschen) Länder umfassende territoriale Neugliederungen durch die Schaffung maßstabvergrößerter Einheitsgemeinden durchgeführt wurden (z. B. in Nordrhein-Westfalen mit durchschnittlicher Größe der Städte von über 40.000 Einwohnern), behielten die meisten westdeutschen (nach 1990 auch die ostdeutschen) Länder den bisherigen kleinteiligen Gebietszuschnitt der Gemeinden mehr oder weniger bei und richteten eine neue Schicht von interkommunalen Formationen (‚Ämter‘, ‚Verwaltungsgemeinschaften‘ usw.) zur operativen Unterstützung der kleinen Gemeinden ein. Diese belaufen sich derzeit bundesweit auf rund 1.700 (siehe Tabelle 1). In den letzten Jahren ist in den ostdeutschen Bundesländern eine neue Welle der kommunalen Gebietsreformen in Gang gekommen, die darauf gerichtet ist, durch Eingemeindungen die Zahl der Einheitsgemeinden zu erweitern und zugleich die Zahl und Verbreitung der interkommunalen Formationen zu verringern (für Einzelheiten vgl. Kuhlmann 2009: 113 ff.; Wollmann 2008a: 58 ff.; Wollmann 2010b). 
2.1.3 Anteil der kommunal Beschäftigten
Die prozentuale Aufschlüsselung der öffentlich Bediensteten nach Ebenen (vgl. Tabelle 3) verdeutlicht zum einen das große funktional-administrative Gewicht, welches die Länder mit einem Beschäftigtenanteil von 53% (gegenüber einem Anteil der Bundesbediensteten von nur 12%) haben und das kennzeichnend für den deutschen Verwaltungsföderalismus ist. Zum anderen zeigt sich, dass der Anteil der Kommunen mit 35% zwar durchaus beträchtlich ist, jedoch gegenüber Schweden (mit 83%) und auch UK/England (mit 56%) deutlich zurückbleibt. Hierin kommt wesentlich zum Ausdruck, dass im deutschen Föderalismus die Schulen ‚staatliche Angelegenheit‘ sind, also insbesondere die Anstellung und Bezahlung der Lehrer in die Zuständigkeit der Länder fallen, während dies in den beiden unitarischen Ländern Schweden und UK/England Sache der Kommunen ist (siehe auch unten 2). Darin, dass die 116 kreisfreien Städte mit einem Drittel der Kommunalbediensteten fast so viele Beschäftigte haben wie die rund 12.000 kreisangehörigen Gemeinden (vgl. Tabelle 4), wird die Rolle deutlich, die sie als die „Arbeitspferde“ der kommunalen Ebene spielen.
Tabelle 3: Öffentliche Beschäftigung nach Ebenen (in %)
	Land
	Zentrale/
Bundesebene
	Regionale/
Landesebene
	Lokale Ebene
	Spezifische
Sektoren*

	
	
	
	
	

	
	1985
	1994
	2005
	1985
	1994
	2005
	1985
	1994
	2005
	1985
	1994
	2005

	D
	9,9
	11,6
	12,0
	55,6
	51,0
	53,0
	34,5
	38,1
	35,0
	 
	 
	 

	F
	54,9
	48,7
	51,0
	 
	 
	 
	27,1
	30,7
	30,0
	18,0
	20,6
	19,0

	UK
	21,9
	21,4
	16,8
	 
	 
	 
	55,0
	53,0
	56,0
	17,6
	20,8
	26,0

	S
	 
	17,3
	17,0
	 
	 
	 
	 
	84,7
	83,0
	 
	 
	 

	I
	 
	63,0
	54,7
	 
	 
	3,8
	 
	14,0
	13,6
	17,0
	19,0
	27,9

	E
	58,9
	46,2
	22,7
	24,7
	34,7
	49,9
	16,4
	18,7
	23,6
	 
	 
	 


* Für UK: National Health Service; für Frankreich: Hôpitaux; für Italien: aziende sanitarie locali und (ab 2005 einschl.) enti publici. 
Tabelle 4: Tabelle 4: Verteilung des Lokalpersonals nach Ebenen (in %)
	Land
	Lokalebene
	Anteil am Lokalpersonal insgesamt

	Deutschland
	Gemeinden
	37,2

	
	Kreisfreie Städte
	32,8

	
	Kreise
	25,6

	
	Interkommunal
	4,7

	Frankreich
	Régions
	0,7

	
	Départements
	16,3

	
	Communes
	68,7

	
	Intercomunalité
	10,3

	UK
	Counties
	36,0

	
	Metropolitan councils
	25,6

	
	London boroughs
	12,0

	
	Unitary authorities
	19,0

	Schweden
	Landstings​ kommuner
	66,0

	
	Kommuner
	33,0

	Italien
	Province
	13,0

	
	Comuni
	87,0


Quellen für Tabellen 3 und 4: Dexia 2006: 202, 167; Dexia 2008: 64; für 1985: Lorenz/Wollmann 1999: 505; Italien 2007: Ministero dell’economia e delle finanze, conto annuale 2008; Spanien: Alba/Navarro 2003: 206; Verteilung zwischen province und comuni: Bobbio 2005; zwischen counties etc. England 2004: Wilson/Game 2006: 280; eigene Zusammenstellung und Berechnung.
2.2 UK/England
2.2.1 Intergouvernementale Stellung der Kommunen

Das klassische – im unitarischen Vereinigten Königreich seit dem späten 19. Jahrhundert bis in die 1930er Jahre wirksame – ‚Victorian‘ Model des local government war einerseits von dem Grundsatz der Parliamentary Sovereignty und der daraus folgenden ultra-vires-Doktrin bestimmt, wonach die local authorities nur die ihnen vom Parlament ausdrücklich zugewiesenen Aufgaben wahrnehmen konnten. Andererseits war das Verhältnis von Zentralebene (Parliament, Whitehall) und Kommunalebene von der Politik- und Verwaltungspraxis einer dual polity (Bulpitt 1983) und eines separationalist model geprägt, wonach jene für die „große Politik“ (Außenpolitik, Gesetzgebung usw.) und die kommunale Ebene für das breite multifunktionale Spektrum der „kleinen Politik“ (öffentliche Dienstleistungen usw.) zuständig waren (vgl. Wollmann 2008a: 29 ff.). Im englischen Sprachgebrauch wird der Terminus government mit politischer Konnotation seit langem sowohl auf die nationale wie auf die lokale Ebene angewandt und ist als englischsprachiger Terminus local government (ungeachtet durchaus unterschiedlicher nationaler Kontexte) auch in der internationalen Diskussion verbreitet. 
Dieses „klassische“ Modell der intergouvernementalen Aufgabenteilung hat sich seit den 1980er Jahren in mehrfacher Hinsicht tiefgreifend verschoben. Auf der einen Seite ist das bislang unitarisch verfasste und zentralistisch regierte Vereinigte Königreich dadurch dezentralisiert worden, dass 1998 in Schottland, Wales und Nordirland gewählte regionale Vertretungen/Parlamente eingerichtet wurden und diesen Regionen („celtic nations“, Sharpe 2000: 67) eigenständige Gesetzgebungs- und Entscheidungsrechte in einem Umfang übertragen (devolution) wurden, der als ‚Quasi-Föderalisierung‘ („road to quasi-federalism“, Wilson/Game 2006: 82) bezeichnet worden ist. Allerdings ist diese ‚Quasi-Föderalisierung‘ darin asymmetrisch (vgl. Dexia 2008: 631) dass sie sich bislang auf Schottland, Wales und Nordirland beschränkt. Auf der anderen Seite hat in England (mit 87% der Gesamtbevölkerung) eine entsprechende Regionalisierung nicht zustande kommen können (vgl. Wilson/Game 2006: 14), sondern hat im Gegenteil die Zentralregierung seit den 1980er Jahren in ihrem Verhältnis zur kommunalen Ebene eine einschneidende (Re-)Zentralisierung durchgesetzt. Vermöge zentraler Steuerungs- und Aufsichtsmechanismen (performance management, Best Value regime) und unmittelbarer Interventionsrechte der Ministerien verstärkte sie ihre Bestimmungsmacht und Eingriffsrechte auf die local authorities (vgl. Stewart 2003: 121 ff.), so dass sich – in eklatanter Abkehr von dem historischen dual polity and separationist model – ein System herausgebildet hat, das ausgeprägte Züge eines ‚vertikal integrierten‘ Modells trägt. England hat sich, wie pointiert gesagt worden ist, von einem „unitary but highly decentralised“ in ein „highly centralised country“ verwandelt (Jones 1991: 208; vgl. auch Wollmann 2008a: 32 ff. mit Nachweisen).
2.2.2 Territoriale Organisation 
Die auf die einschneidenden Reformen des späten 19. Jahrhunderts zurückgehende zweistufige kommunale Territorialstruktur wurde 1974 durch parlamentarische Gesetzgebung radikal umgestaltet. Die hieraus hervorgehenden districts/boroughs und counties erhielten mit durchschnittlich 130.000 bzw. 720.000 Einwohnern territoriale und demographische Zuschnitte, die in ihrer ‚Übergröße‘ (sizeism, Stewart 2000) historisch und international beispiellos sind (vgl. Norton 1994: 40; Wollmann 2008a: 55 ff.; siehe Tabelle 2). Im Verlauf der 1980er Jahre wurden in den großstädtischen Verdichtungsgebieten wieder 36 einstufige (single-tier) metropolitan councils geschaffen, die den deutschen kreisfreien Städten vergleichbar sind. Eine in den 1990er Jahren einsetzende neue Welle von Gebietsreformen hat die Zahl der einstufigen unitary authorities durch Zusammenlegung/Fusionierung von districts/boroughs und counties auf 47 mit durchschnittlich 200.000 Einwohnern steigen lassen (vgl. Dexia 2008: 622). 
2.2.3 Anteil der kommunal Beschäftigten 
Mit 56% (davon etwa die Hälfte Lehrer, vgl. Dexia 2006: 202) liegt der Anteil der kommunal Beschäftigten am gesamten öffentlichen Sektor bemerkenswert hoch (siehe Tabelle 3). Demgegenüber sind auf der staatlichen Ebene nur 16,8% und im Öffentlichen Gesundheitsdienst (National Health Service) 26% der öffentlich Bediensteten tätig. Ungeachtet der in den 1980er Jahren einsetzenden umfangreichen Aufgabenübertragung (outsourcing, quangoisation) auf externe Akteure (vgl. Wollmann 2008a: 32 ff. mit Nachweisen) erweist sich der kommunale Aufgabenbestand mithin als „still very big business“ (Wilson/Game 2006: 119).
2.3 Schweden

2.3.1 Intergouvernementale Stellung der Kommunen

In seinem intergouvernementalen Aufbau zeichnet sich Schweden (mit 8 Mio. Einwohnern) dadurch aus, dass das als unitarischer Staat und parlamentarische Monarchie verfasste Land auf der (zentral-) staatlichen Ebene über eine auffallend karge institutionelle und personelle Ausstattung verfügt: Neben einer personell erstaunlich schmalen Regierungs- und Ministerialorganisation (vgl. Pierre 1995: 142) besteht auf der zentralen Ebene eine größere Zahl von staatlichen Oberbehörden (myndigheter), die gegenüber der Regierung bemerkenswert unabhängig agieren und die nur ausnahmsweise unmittelbar exekutive Funktionen haben. Auch auf der Ebene der gegenwärtig 20 Kreise (län) bzw. Regionen sind staatliche Dienststellen angesiedelt, welche ebenfalls mit eingeschränkten administrativen Vollzugsaufgaben betraut sind (vgl. Wollmann 2008a: 36 mit Nachweisen). Somit wird der Löwenanteil der öffentlichen Aufgaben von den 290 Kommunen (kommuner) und den 20 Kreisen (landsting kommuner bzw. regions; vgl. Tabelle 1) ausgeführt. Erstere verfügen dabei über ein umfassendes multifunktionales Aufgabenprofil, wohingegen Letztere insbesondere Zuständigkeiten im öffentlichen Gesundheitswesen wahrnehmen. Die beiden kommunalen Ebenen bilden mithin den politischen und funktionalen Kern des schwedischen Wohlfahrtstaats (den lokala staten, Pierre 1994). 
Der hervorragende Rang der kommunalen Politik- und Verwaltungsebene kommt darin zum Ausdruck, dass das Verfassungsgesetz (regeringsformen) von 1974 sie – gleichrangig mit der parlamentarischen Regierungsform – als kommunal självstyrelse und als Säule der Volksherrschaft (folkstyrelse) benennt.5 Darin, dass der Begriff styrelse (= regieren, steuern, leiten) sowohl auf die nationale als auch auf die kommunale Ebene angewandt wird, zeigt sich, dass dem schwedischen Verfassungs- und Politikverständnis (anders als in der deutschen Tradition) eine semantische und inhaltliche Differenzierung zwischen Regierung auf der nationalen und (Selbst-)Verwaltung auf der kommunalen Ebene nicht geläufig ist. In Schweden wird von einem monistischen (bzw. uniformen) Aufgabenbegriff ausgegangen, wonach alle den Kommunen zugewiesenen Funktionen ‚echte‘ kommunale Aufgaben und somit von den gewählten Kommunalvertretungen in kommunalpolitischer Verantwortung zu entscheiden sind. Ihre Erledigung unterliegt lediglich einer rechtlichen Aufsicht durch die staatliche Ebene (vgl. Wollmann 2008a: 260 f.). Das schwedische Kommunalsystem entspricht somit einem separationist model (vgl. Fußnote 3), in welchem eine institutionelle und rechtliche Abschichtung der staatlichen und kommunalen Ebenen besteht.

2.3.2 Territorialorganisation
Die Reform der historisch kleinteiligen Struktur der Gemeinden (kommuner) wurde in zwei Wellen (1952 und 1974) durch nationale Gesetzgebung, teilweise gegen lokalen Widerstand, durchgesetzt. Ihre Anzahl wurde letztlich auf 290 mit durchschnittlich 34.000 Einwohnern reduziert (vgl. Häggroth et al. 1993: 12; siehe Tabellen 1 und 2). Hingegen blieb der auf 1634 zurückgehende gebietliche Zuschnitt der 24 Kreise (landsting kommuner) mit durchschnittlich 400.000 Einwohnern zunächst unberührt. Seit den 1990er Jahren wird eine Reform der Kreise durch deren Fusion und Umwandlung in Regionen (regions) diskutiert. Den zunächst ‚experimentellen‘ Auftakt bildete 1998 die Schaffung der Großkreise (regions) Skâne und Västern Götaland unter Einbeziehung der beiden Großstädte Malmö bzw. Göteborg und benachbarter Kreise, womit die Zahl der Kreise auf zunächst 20 reduziert worden ist.6 

2.3.3 Anteil der kommunal Beschäftigten 
Die Tatsache, dass 83% des gesamten öffentlichen Personals auf den zwei kommunalen Ebenen und hiervon wiederum zwei Drittel bei den Städten und Gemeinden (kommuner) und nur 17% vom Staat beschäftigt werden (vgl. Tabelle 3), verlautbart eindrucksvoll, zumal im Vergleich mit den anderen hier diskutierten Ländern, in welch hohem Maße Schwedens Regierungs- und Verwaltungssystem funktional dezentralisiert ist.
2.4 Frankreich

2.4.1 Intergouvernementale Stellung der Kommunen

Die in zwei ‚Akten‘ (1982 und 2003) vollzogene Umwandlung der unitarischen und (‚napoleonisch‘) zentralistischen Staatsorganisation Frankreichs in eine „dezentralisierte Republik“7 hat die Stellung und Funktion der kommunalen Ebenen (collectivités locales bzw. collectivités territoriales) einschneidend verändert (vgl. auch Reiter sowie Kuhlmann in diesem Band). Zum einen wurden 21 régions als dritte subnationale Selbstverwaltungsebene eingeführt – zusätzlich zu den bestehenden zwei Ebenen der 36.000 communes und 96 départements. Dadurch, dass die drei subnationalen Ebenen einander funktional gleichstellt sind und jegliche Koordination, Aufsicht der einen über die andere ausgeschlossen ist (non-tutelle)8, wurde die Annäherung der Regionen an einen ausgeprägt regionalen, geschweige denn „quasi-föderalen“ Status explizit ausgeschlossen (vgl. Wollmann 2008a: 44 ff., Kuhlmann 2009: 82 ff.). Zum anderen wurde die umfassende a priori Rechts- und Fachaufsicht (tutelle), die die Präfekten der staatlichen Departement-Verwaltung bislang über die kommunalen Selbstverwaltungsorgane ausübten, auf eine a posteriori Rechtsaufsicht beschränkt. Drittens wurden umfangreiche Zuständigkeiten vom Staat auf die subnationalen Selbstverwaltungsebenen übertragen, in Sonderheit im Bereich der Sozialpolitik auf die départements (vgl. Kuhlmann 2009: 101 ff., siehe Reiter in diesem Band; ferner unten Abschnitt 3). In Anknüpfung an die erstmals 1875 eingeführte Formulierung wird die subnational-kommunale Selbstverwaltung auch in der neueren Verfassungsgesetzgebung nach wie vor als administration libre (= freie Verwaltung) bezeichnet.9
2.4.2 Territorialorganisation 
Ähnlich wie in anderen europäischen Ländern (UK, Schweden, Deutschland) ergriff auch in Frankreich die Regierung in den frühen 1970er Jahren die Initiative, den außergewöhnlich kleinteiligen (aus der Zeit der Revolution von 1789 und davor datierenden) gebietlichen Zuschnitt der über 36.000 Gemeinden (communes, mit durchschnittlich 1.700 Einwohnern; vgl. Tabelle 2) zu reformieren. Im Gegensatz zu den genannten anderen Ländern, in denen die von den Regierungen angestrebte neue Territorialstruktur letztlich durch verbindliche Gesetzgebung durchgesetzt worden ist, beruht das Reformgesetz von 1971 (Loi Marcellin) auf dem Grundsatz der Freiwilligkeit (volontariat), wonach die gebietliche Veränderung einer Gemeinde nur mit der Zustimmung der gewählten Kommunalvertretung stattfinden solle10. Angesichts verbreiteter lokaler Ablehnung blieb der Versuch einer umfassenden Territorialreform folgenlos und wurde seither nicht mehr wiederholt. Als Alternative zur kommunalen Gebietsreform setzte die nationale Ebene darauf, institutionelle Formen der intermunizipalen Zusammenarbeit zu stimulieren (hierzu ausführlich Kuhlmann in diesem Band). Die Mitwirkung der Kommunen an der Bildung interkommunaler Formationen blieb weiterhin in der Regel ‚freiwillig‘11(vgl. Wollmann 2008a: 58 ff.; Kuhlmann 2009: 90 ff. mit Nachweisen). Über das von Funktionsüberschneidungen (enchevêtrement) und -verdopplungen (doublon) gekennzeichnete vielfältige subnationale Akteursgeflecht (vgl. Comité Balladur: 61; Dexia 2008: 301 ff.) ist pointiert gesagt worden, „the unitary French state looks like aloosely coupled network“ (Thoenig 2006: 43). Gegenwärtig (Ende 2009/Anfang 2010) wird auf der Grundlage der Analysen und Empfehlungen des sog. Comité Balladur eine umfassende Reform des Kommunalsystems, insbesondere der vielfach kritisierten intercommunalité, gesetzgeberisch beraten (siehe hierzu Wollmann 2010a; Kuhlmann in diesem Band); ob und welche Reformen beschlossen und durchgesetzt werden, bleibt derzeit abzuwarten. 

2.4.3 Anteil der kommunal Beschäftigten 
Die Aufschlüsselung der öffentlich Beschäftigten nach Ebenen vermittelt ein widersprüchliches Bild. Auf der einen Seite weist der Anteil von 30%, den die drei subnationalen Ebenen an der Gesamtheit der öffentlich Bediensteten haben (siehe Tabelle 3), auf das beträchtliche funktionale Gewicht hin, das vor allem die Groß- und Mittelstädte und ihre intermunizipalen Verbände als Ergebnis der Dezentralisierung gewonnen haben. Auf der anderen Seite ist für eine große Zahl kleiner und kleinster Gemeinden, die mitunter pointiert als „administratives Brachland“ (véritable friche administrative; Jegouzo 1993) bezeichnet worden sind, davon auszugehen, dass sie neben dem Bürgermeister kaum eigenes Personal haben. Dies verstärkt die disparitäre Tendenz eines „Frankreichs der zwei Geschwindigkeiten“ (France à deux vitesses; vgl. Kuhlmann 2009: 96 sowie in diesem Band). Zudem beträgt der Anteil der beim Staat Beschäftigten nach wie vor 51% und hat sich im Verlauf der Dezentralisierung seit 1982 kaum vermindert. Dies zeigt die Beharrlichkeit des insoweit nach wie vor napoleonisch-zentralistischen Staates. Der pfadabhängig fortwirkende dualisme (Marcou 2004: 239) von Staats- und Kommunalverwaltung findet auch darin seine funktionale Begründung, dass eine Vielzahl kleiner und kleinster Gemeinden – in Ermangelung eigener Handlungsressourcen – auf die ortsnahe Unterstützung der staatlichen Verwaltung angewiesen bleibt.
2.5 Italien
2.5.1 Intergouvernementale Stellung der Kommunen

Blieb die in der Nachkriegs-Verfassung von 1948 vorgeschriebene Dezentralisierung im Wege der Einrichtung von 20 Regionen zunächst bis in die 1970er Jahre weitgehend unverwirklicht, so wurde eine tiefgreifende Umgestaltung der überkommenen unitarischen und napoleonisch-zentralistischen Staatsorganisation erst durch die Verfassungsänderung von 2001 entschieden eingeleitet (siehe ausführlich Behnke in diesem Band). Diese statuierte in Art. 114, dass die Republik „aus den Gemeinden, aus den Provinzen, aus den Regionen und aus dem Staat” bestehe,12 stellte mithin alle Gebietskörperschaften – von den Gemeinden bis zum Staat (diesen, nota bene, an letzter Stelle nennend) – formal gleich. Insbesondere darin, dass die 22 Regionen (regioni) durch Verfassungsvorschrift nunmehr mit eigenen Politik- und Gesetzgebungszuständigkeiten ausgestattet worden sind, werden Ansätze zu einem „quasi-föderalen“ Staat („quasi-federal state“; Bobbio 2005: 29) gesehen.
Zwar zielten die seit den späten 1990er Jahren eingeleitete ‚administrative Dezentralisierung‘ (decentramento amministrativo) darauf, die tradierte zentralistische Staatsorganisation durch die Übertragung von Verwaltungsaufgaben ‚nach unten‘ zu überwinden. Die Verfassungsänderung von 2001 ging soweit vorzuschreiben (Art. 117 neu), dass „die Verwaltung im allgemeinen den Gemeinden“ zustehe, also eine Vermutung der generellen Zuständigkeit der Gemeinden (als kommunale Selbstverwaltungsebene!) für Verwaltungsaufgaben festzulegen. Jedoch ist dieses Verfassungsmandat bislang kaum eingelöst worden (vgl. Schefold 2007: 61).
2.5.2 Territorialorganisation
Auf der (unteren) kommunalen Ebene bestehen 8.101 Gemeinden (comuni) mit durchschnittlich 7.270 Einwohnern (siehe Tabelle 2). Der in den frühen 1970er Jahren von der zentralen Ebene unternommene Vorstoß einer kommunalen Gebietsreform beruhte – wie in Frankreich – auf der Grundsatz der freiwilligen Mitwirkung der betroffenen comuni. Auch in Italien scheiterte dieser Anlauf weitgehend in Ermangelung kommunaler Zustimmung. Vor dem Hintergrund der fortbestehenden territorialen Fragmentierung der Gemeinden sind auch in Italien durch Gesetzgebung institutionelle Rahmenbedingungen für interkommunale Kooperation (für die gemeinsame Erbringung kommunaler Dienstleistungen usw.) statuiert worden. Dies gilt zum einen für die Gemeindeverbände (unioni di comuni), deren Anzahl inzwischen bei 278 (mit 1.240 Mitgliedsgemeinden) liegt, und die „Berggemeindeverbände“ (comunità montane), von denen es derzeit 356 (mit 4.201 Mitgliedsgemeinden) gibt und die vor allem in den ausdehnten gebirgigen Gegenden Italiens gegründet wurden (vgl. Dexia 2008: 409).

2.5.3 Anteil der kommunal Beschäftigten 
In der Aufgliederung der Beschäftigten nach Ebenen kommt zum Ausdruck, dass die Dezentralisierung Italiens, die seit den 1990er Jahren eingeleitet werden sollte, bislang in erheblichem Ausmaße stecken geblieben ist. Zum einen beträgt der Anteil der von beiden kommunalen Ebenen (comuni und province) Beschäftigten nur 13,6% (und hat sich gegenüber den mittleren 1990er Jahren überdies eher vermindert; siehe Tabelle 3). Hiervon entfallen etwa 10% auf die comuni, die damit einen enormem Abstand hinter den schwedischen kommuner (mit über 60%), aber auch einen deutlichen hinter der unteren kommunalen Ebene in Deutschland, Frankreich und Spanien (mit jeweils um 20%) aufweisen. Zum anderen beschränken sich die regioni mit einem bemerkenswert schmalen Beschäftigtenanteil in operativ-administrativer Hinsicht auf kaum mehr als eine marginale Rolle.13 Drittens verdeutlicht der Anteil von rund 55%, den die Staatsbediensteten (einschließlich der Lehrer) an den öffentlich Beschäftigten haben, die große organisatorische und personelle Präsenz, den die staatliche Verwaltung nach wie vor auf der subnationalen und lokalen Ebene hat. Ähnlich wie in Frankreich wird im fortbestehenden „Dualismus“ von Staats- und Kommunalverwaltung das pfadabhängige Prägemuster einer napoleonisch-zentralistischen Staatsform sichtbar. 
2.6 Spanien
2.6.1 Intergouvernementale Stellung der Kommunen
Die Stellung und die Funktion der kommunalen Ebene wurde seit 1978 – nach dem Ende der Franco-Diktatur und im Übergang zum demokratischen Verfassungsstaat – stark von den verfassungspolitischen und -rechtlichen Auseinandersetzungen um die künftige Rolle des Zentralstaats und der Regionen (Comunidades Autónomas), insbesondere Pais Basco, Catalania und Galicien mit historisch, sprachlich usw. eigenständigen regionalen Bevölkerungen (nacionalidades), beeinflusst und überlagert. Der Kompromiss zwischen unitarischer Staatsform und regionaler Eigenständigkeit kommt in der Eingangsformel der Verfassung von 1978 zum Ausdruck, in der einerseits die „Unauflösbarkeit der spanischen Nation“ beschworen und andererseits das Recht der „Nationalitäten“ (womit insbesondere die Basken, Katalanen und Galizier angesprochen sind) und „Regionen“ gewährleistet werden.14 

Als Ergebnis und Ausdruck dieser Regionalisierung (oder ‚Quasi-Föderalisierung‘)15 sind den Regionen schrittweise umfassende Gesetzgebungs-, Politik- und Verwaltungszuständigkeiten zugestanden worden. Während sich die Gesetzgebungszuständigkeit des Zentralstaats für kommunale Angelegenheiten auf allgemeine Aussagen in der Verfassung von 1978 und Rahmengesetzgebung (bislang insbesondere im Gesetz über die „Grundlagen des ‚kommunalen Regimes‘“16) beschränkt, liegt die Entscheidung über detaillierte rechtliche Regelungen, einschließlich der territorialen Struktur, bei den Regionen. Damit ist auch Spaniens quasi-föderales System von der typischen Konstellation geprägt, dass die Regionen, zumal die Basken und Katalanen, gegenüber dem Zentralstaat auf weitgehender Dezentralisierung und Autonomie, wenn nicht Eigenstaatlichkeit, bestehen und sich gegenüber ‚ihren‘ Kommunen zentralistisch verhalten (vgl. Alba/Navarro 2003: 198). Eine 2004 von der Zentralregierung durch ein ‚Weißbuch‘ (vgl. Ministerio 2005) angestoßene, auf die Stärkung der kommunalen Ebene zielende Reforminitiative ist bisher weitgehend folgenlos geblieben. 
Ungeachtet der intergouvernemental bislang eher prekären Stellung der kommunalen Ebene hat sich die rechtliche und politische Diskussion und Praxis von der durch das ‚napoleonische‘ Erbe sowie durch die Franco-Diktatur genährten etatistischen Vorstellung von den Kommunen als Verwaltung“ (administración) gelöst und spricht stattdessen, auch in der Gesetzesterminologie, von „lokalem Regime“17 und in offenkundiger Anlehnung an das englischsprachige local government von „gobierno local“.18
2.6.2 Territoriale Organisation 
Innerhalb der zweistufigen aus 8.100 municipios und 50 provincias bestehenden Kommunalstruktur haben nur die ersteren gewählte Vertretungen (consejos) und von diesen gewählte Bürgermeister (alcaldes), während die Entscheidungsorgane der provincias (Diputaciones) in direkt von den munizipalen Vertretungen aus deren Mitte gewählt werden (für Einzelheiten vgl. Alba/Navarro 2003). Ungeachtet der territorialen Fragmentierung der municipios (85% haben weniger als 5.000 Einwohner, siehe Tabelle 2) haben die Regionen, die über den möglichen gebietlichen Neuzuschnitt ‚ihrer‘ Kommunen zu entscheiden haben, bislang keine hierauf zielende Initiativen ergriffen, sondern im Gegenteil die Zahl der Gemeinden seit den 1980er Jahren sogar geringfügig vermehrt (siehe die Übersicht bei Alba/Navarro 2003: 215). Um die Zusammenarbeit der Gemeinden bei der Erbringung von öffentlichen Leistungen (Wasserversorgung, Abfallbeseitigung, Öffentlicher Nahverkehr usw.) anzuregen und zu institutionalisieren, sind auch in Spanien vielfach auf Initiative der Regionen intermunizipale Formationen (mancomunidades) gebildet worden, bislang ca.1.000, denen rund 75% aller Gemeinden angehören (vg. Dexia 2008: 591). 
2.6.3 Anteil der kommunal Beschäftigten  
Die nach Ebenen gegliederte Zusammensetzung der öffentlich Bediensteten offenbart die dramatische Umwälzung, die das intergouvernementale System Spaniens seit dem Ende des Franco-Regimes durchlaufen hat (vgl. Tabelle 3). Betrug der Anteil des Staates 1985 noch fast zwei Drittel, fiel er bis 2005 auf 22,7% zurück, während der Anteil der Regionen von 24,7% auf 49,9% sprang und der der kommunalen Ebene von 16,4 auf 23,6% stieg. Diese Zahlen führen vor Augen, in welchem Umfang die Regionen politischer und funktionaler Dreh- und Angelpunkt der Dezentralisierung geworden sind. 
3 Die inhaltlichen Aufgabenprofile der Kommunen im Vergleich
Im Folgenden sollen die inhaltlichen Aufgabenprofile der kommunalen Ebenen skizziert werden, wofür zum Teil die von Dexia vorgelegten statistischen Auswertungen herangezogen werden (siehe Tabelle 4).19 Einerseits weisen die kommunalen Aufgabenprofile breite Gemeinsamkeiten in einer Reihe von Tätigkeitsfeldern auf, die für die Kommunen traditionell typisch sind.

· Hierzu rechnen herkömmlich Aufgaben der Stadtplanung, Bauplanung und Baugenehmigung (vgl. Wollmann 2008a: 173 ff., 199 ff. zu Bauplanung bzw. Baugenehmigungsverfahren). 
· Ein weiteres ‚klassisches‘ Feld kommunaler Aufgabenstellung ist ‚kommunale Sozialpolitik‘, deren Wurzeln in den meisten Ländern in Formen der „Armenfürsorge“ liegen und historisch weit zurückreichen. Die statistischen Vergleichszahlen in Tabelle 5 („social protection“) belegen, dass das finanzielle Engagement der kommunalen Ebenen in diesem Feld in Schweden, Deutschland und Frankreich besonders ausgeprägt ist (vgl. hierzu auch Wollmann 2008a: 99 ff., 121 ff. zu Sozialhilfe bzw. sozialen Diensten).
· Weitere in den meisten Ländern relevante kommunale Aufgabenfelder sind kulturelle und Freizeitaktivitäten sowie kommunale Wirtschaftsförderung (siehe die entsprechenden Einträge in Tabelle 5).
Einen Kernbereich traditioneller kommunaler Aufgaben bilden in Deutschland die sog. Daseinsvorsorge, also kommunale Leistungen in den Bereichen Wasser, Abwasser, Abfallbeseitigung, öffentlicher Nahverkehr, aber auch Energie. Hierbei spielen die (multi-funktionalen) Stadtwerke herkömmlich eine bestimmende Rolle. Auch in Schweden und teilweise in Italien besitzen die Kommunen einen starken kommunaleigenen Sektor der Daseinsvorsorge. Demgegenüber gingen in Frankreich die Kommunen bereits Ende des 19. Jahrhunderts dazu über, die Erbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge auf private oder öffentliche Gesellschaften ‚auszulagern‘. Anders wiederum die Situation in England, wo nach 1945 wichtige öffentliche Versorgungsleistungen – wie Wasser und Energieversorgung – aus der kommunalen in die staatliche Trägerschaft überführt wurden, um in den 1980er Jahren privatisiert zu werden.20 Im Unterschied zu den meisten anderen europäischen Ländern sind in Deutschland die Kommunen, insbesondere die Kreise und kreisfreien Städte, für Aufgaben der sog. Ordnungsverwaltung (Erteilung von Führerscheinen usw.) als ‚übertragene‘ staatliche Aufgabe zuständig.

Markante Unterschiede in den kommunalen Aufgabenprofilen sind in den Sektoren Schule/Bildung und Gesundheit zu notieren:
· Darin, dass in Schweden und in England die Ausgaben der Kommunen für die Schulen (Tabelle 5; „education“) ein Drittel ihrer Gesamtausgaben – gegenüber zwischen 14 und 10% in Frankreich und Deutschland – betragen, kommt ihre diesbezüglich umfassende operative und finanzielle Zuständigkeit zum Ausdruck, die auch die Entgeltung der Lehrer einschließt. Die schulische Zuständigkeit der Länder (Deutschland) bzw. der Comunidades Autónomas (Spanien) schlägt in deren Ausgabenanteil von jeweils rund 30% zu Buche. 
· Unter den hier diskutierten Ländern, in denen ein steuerfinanzierter öffentlicher Gesundheitsdienst besteht (Schweden, UK, Italien und Spanien), liegt allein in Schweden dessen operative und finanzielle Verantwortung bei den landsting kommuner (d. h. der oberen kommunalen Ebene), während hierfür in Spanien die comunidades autónomas und in Italien (neben dem 1978 geschaffenen Servizio Sanitario Nazionle) die regioni zuständig sind (Tabelle 5, „health“). In UK besteht seit 1948 ein National Health Service als eigenständige staatliche Struktur. In Deutschland und in Frankreich wird die Gesundheitsversorgung finanziell im Wesentlichen von dem beitragsfinanzierten Versicherungssystem getragen, wobei in Frankreich die stationäre Behandlung vorrangig von der öffentlichen Krankenhausstruktur geleistet wird, die rund 20% aller öffentlich Beschäftigten umfasst (Tabelle 3). 

Tabelle 5: Öffentliche Ausgaben nach Ebenen und Aufgabenbereichen 
(2005; %)
	Land
	Deutschland*
	Frank
reich
	UK
	Schwe
den
	Italien**
	Spanien

	Bereich
	Gem.
	Kreise
	Län
der
	
	
	
	
	Mun.+ prov. 
	Com.

	Allg. Dienste
	12,7
	8,1
	33,2
	19,2
	8,1
	10,0
	14,6
	33,4
	9,9

	Soziale Sicherung
	26,4
	49,1
	11,1
	15,8
	29,0
	27,0
	4,6
	8,3
	5,2

	Bildung
	10,1
	14,6
	30,0
	16,2
	30,0
	21,6
	8,3
	4,5
	28,0

	Gesundheit
	1,0
	4,4
	1,5
	0,6
	0,0
	27,1
	43,0
	1,3
	35,5

	Wirts.-förd.
	2,0
	3,0
	5,0
	13,0
	8,2
	5,8
	14,0
	14,2
	12,6

	Kultur/Erhol.
	11,3
	2,3
	2,2
	10,2
	3,3
	3,4
	3,0
	10,9
	3,2

	Wohnen
	14,7
	5,6
	2,2
	15,2
	5,9
	3,2
	4,7
	9,5
	1,6

	Öff. Ordnung
	6,4
	6,3
	6,1
	2,8
	10,0
	0,9
	1,5
	7,9
	2,6

	Umwelt
	0,0
	0,0
	0,6
	6,9
	4,5
	0,8
	4,6
	10,1
	1,5


* ohne Länder | ** Italien: comuni, province + regioni

Quelle: Dexia 2008; eigene Zusammenstellung und Berechnung
4 Vergleichendes ranking der dezentral- kommunale Aufgabenprofile
Schließlich soll ein vergleichendes ranking des dezentral-kommunalen Aufgabenprofils vorgenommen werden, dem Ausgabedaten, insbesondere der prozentuale Anteil der Ebenen an den gesamten öffentlichen Ausgaben zugrunde gelegt werden (vgl. Tabelle 6)21. Als Suchkriterien werden zum einen der zusammengenommene Anteil der subnationalen Ebenen herangezogen, um den Grad der Dezentralisierung im Verhältnis von nationaler und subnationalen Ebenen abzubilden, und zum anderen der Anteil der unteren kommunalen Ebene (d. h. der Städte, kommuner, communes usw.), um die ‚Kommunalisierung‘ der Ausgaben im engeren Sinne anzuzeigen.22 

In Schweden kommen die beiden subnationalen Ebenen (landsting kommuner und kommuner) auf zusammen 40,6% der gesamten öffentlichen Ausgaben, wovon die kommuner allein 27,1% ausmachen. Damit erweist sich das unitarische Land auch anhand dieses Indikators als in hohem Maße dezentralisiert und in beispiellosem Umfang kommunalisiert. An zweiter Stelle folgt das Spanien, wo sich die Ausgaben der subnationalen Ebenen, zusammen genommen, auf 56,3% der Gesamtausgaben und die der municipios auf 12,0% belaufen. Darin, dass von diesen subnationalen Ausgaben 38,7% auf die communidades autónomas entfallen, wird das funktionale Gewicht sichtbar, das diese in Spaniens ‚quasi-föderalem‘ System haben (auch im Vergleich mit dem ‚föderalen‘ Deutschland, wo der Anteil der Länder 24,6% beträgt). Mit einem Ausgabenanteil von 12% liegen die municipios zwar deutlich hinter den schwedischen kommuner, aber erheblich über der in Italien und Frankreich. Einen mittleren (dritten) ‚Rang‘ nimmt Deutschland ein, wo die Ausgaben der subnationalen Ebenen zusammen auf 38,7% kommen, von denen 24,6% auf die Länder entfallen. So betrachtet, ist das deutsche föderale System in bemerkenswert geringerem Umfang funktional dezentralisiert als das ‚quasi-föderale‘ Spanien, wo die entsprechenden Prozentzahlen, wie erwähnt, 56,3 und 38,7% lauten. Mit einem Ausgabenanteil von 11,7% liegen die deutschen Städte und Gemeinden weit hinter den schwedischen kommuner zurück und etwa eben auf mit den spanischen und deutlich vor den italienischen und französischen Gemeinden. 

Wenn der Ausgabenanteil der subnationalen Ebenen in Italien mit 30,2% verhältnismäßig hoch liegt, so ist zu berücksichtigen, dass hiervon knapp 20% auf die (‚quasi-föderalen‘) regioni entfallen und es sich hierbei wiederum im wesentlichen um Ausgaben in Zusammenhang mit dem öffentlichen Gesundheitsdienst (servizio sanitario nazionale) handelt. Demgegenüber ist der Ausgabenteil der comuni mit 10,4% zu beziffern, woraus der verhältnismäßig geringe Grad der operativen und funktionalen ‚Kommunalisierung‘ der öffentlichen Aufgaben ersichtlich wird. Im unitarischen Frankreich beläuft sich der Ausgabenanteil der drei subnationalen Ebenen (communes, départements und régions) an den gesamten öffentlichen Ausgaben auf insgesamt 15,5% und liegt damit teilweise sehr deutlich hinter den entsprechenden Anteilen der subnationalen Ebenen der anderen hier diskutierten Länder. Dies deutet auf einen nach wie vor vergleichsweise geringen Grad der operativen und funktionalen Dezentralisierung Frankreichs hin. Gleichzeitig befindet sich der Ausgabenanteil der communes mit 8,2% am unteren Ende des ranking, also noch hinter Italien mit 8,8% aber auch Deutschland mit 11,7% und Spanien mit 12% (Tabelle 6). Dies macht sichtbar, dass eine ‚Kommunalisierung‘ der öffentlichen Aufgaben durch Aufgabenübertragung auf die communes als untere Ebene des Kommunalsystems (collectivités territoriales) bislang nur eingeschränkt stattgefunden hat und hinter den anderen hier diskutierten Ländern zurückgeblieben ist.23 Das Vereinigte Königreich24 liegt mit einem Ausgabenanteil der beiden subnationalen Ebenen von 29,5% deutlich hinter Spanien (56,3%) und Schweden (46,6%) sowie Deutschland (38,7%), etwa eben auf mit Italien (30,3%), jedoch deutlich vor Frankreich (mit 15,5%). 

Tabelle 6: Subnationale Ausgaben 2005
	Indikator
	Deutschland
	Frankreich
	U. K.
	Schweden
	Italien
	Spanien

	
	Gem.*
	Kreise
	Länder
	communes
	départe-​ ments
	régions
	singletier**
	counties
	kommuner
	landstings​  kommuner
	comuni
	province
	regioni
	municipios
	provincias
	comu nidades

	Pro-Kopf-Ausgaben €
	1.498
	314
	3.150
	1.211
	790
	286
	3.930
	4.923
	2.430
	1.040
	200
	2.320
	1.000
	 
	3.100

	Subnat. Pro-Kopf-Ausgaben €
	4.967
	2.286
	3.930
	7.350
	3.590
	4.100

	
	
	
	
	
	
	

	dar.: ohne Länder/ Regionen
	1.802
	 /
	/ 
	/ 
	1.240
	1.000

	% subnat. Ebenen an öff. Gesamt-ausgaben
	11,7
	2,4
	24,6
	8,2
	5,4
	1,9
	29,5
	27,1
	13,5
	8,8
	1,6
	19,6
	12
	4,9
	38,7

	% subnat. Ausgaben an Öff. Gesamt-ausgaben
	38,7
	15,5
	29,5
	40,6
	30,2
	56,3

	dar.: ohne Länder/ Regionen
	14,1
	 /
	/ 
	/ 
	10,4
	17,3

	
	
	
	
	
	
	

	BIP pro Kopf in €
	27.200
	27.300
	29.600
	31.800
	24.200
	20.900


*
einschließlich kreisfreier Städte 
**
single-tier local authorities (unitaries etc.) + two-tier districts, boroughs

Quelle: Dexia 2008; eigene Zusammenstellung und Berechnung

5 Aufgabenmodelle kommunaler Verwaltung

Im internationalen Vergleich der Kommunalsysteme können zwei Typen kommunaler Aufgabenmodelle unterschieden werden: das monistische (oder uniforme) und das dualistische (oder duale; vgl. Wollmann 2008a: 259 ff., 2007: 65 ff. mit Nachweisen). Im monistischen Aufgabenmodell sind alle von den Kommunen wahrgenommenen Funktionen ‚echte‘ kommunale Aufgaben. Dies bedeutet zum einen und vor allem, dass über sie grundsätzlich die gewählte Kommunalvertretung entscheidet, und zum anderen, dass die Kommunen in der Erledigung ihrer ‚echten‘ Aufgaben lediglich einer rechtlichen Aufsicht (‚Rechtsaufsicht‘) durch die staatliche Ebene unterliegen. Diese institutionelle und rechtliche Abschichtung von kommunaler und staatlicher Ebene ist – auf Leemans 1970 zurückgehend – als „separationist model“ bezeichnet worden (siehe Fußnote 3).

Historisch in das ‚monistische‘ (und mithin ‚separationistische‘) Aufgabenmodell der englischen und schwedischen Kommunaltradition eigentümlich. Während in England die im Verhältnis von zentralstaatlicher und kommunaler Ebene seit den 1980er Jahren durchgesetzte faktische Zentralisierung der ‚separationistischen‘ (dual polity) Logik des monistischen Aufgabenmodells längst den Boden entzogen hat (vgl. Wollmann 2008a: 260 mit Nachweisen), wird das schwedische Kommunalmodell nach wie vor vom ‚monistischen‘ Aufgabenmodell geprägt, einschließlich seines ‚separationistischen‘ Kerns, wonach die kommunalen Tätigkeiten allein einer ‚Rechtsaufsicht‘ der staatlichen Ebene unterstellt sind. Auch im ‚monistischen‘ Aufgabenmodell Schwedens sind die Kommunen verpflichtet, sich bei ihren Entscheidungen von den vom Staat gesetzten Rahmenbedingungen und gesetzlichen Vorschriften leiten zu lassen. Dieses Verhältnis zwischen gesetzlichem Handlungsrahmen und kommunaler Entscheidungsautonomie wird in Schweden als die Spannung zwischen lagstyred („gesetzgesteuertem“) und folkstyred („volks-“ bzw. „politikgesteuertem“) Handeln diskutiert (vgl. Peterssen/Söderlind 1992, Montin 1993: 19; Wollmann 2008a: 102, 131, 204), wobei für die gewählten Kommunalvertretungen grundsätzlich ein weiter demokratisch legitimierter Entscheidungsspielraum reklamiert wird. Überdies wird in der neueren schwedischen Gesetzgebungskultur und -praxis davon ausgegangen, dass sich die nationale Gesetzgebung in der Regel auf eine „Rahmengesetzgebung“ (ramlag) beschränken solle (vgl. Wollmann 2008a: 181). Ein eindrucksvolles Bespiel für das ‚monististische‘ Aufgabenmodell Schwedens bietet das dortige Baugenehmigungsverfahren, in dem die einschlägigen Entscheidungen von den gewählten Kommunalvertretungen zwar im Rahmen der (im Übrigen bemerkenswert ‚ausgedünnten‘) gesetzlichen Vorgaben (lagstyred), jedoch letztlich in kommunalpolitischer (folkstyred) Verantwortung getroffen werden (für Einzelheiten vgl. Wollmann 2008a: 204 ff.; 2008b: 364 ff. mit Nachweisen). 
Im dualistischen/dualen Aufgabenmodell führen die kommunalen Ebene zwei Typen von Aufgaben aus. Zum einen haben sie ‚echte‘ kommunale Aufgaben, die, insoweit analog dem ‚monistischen‘ Modell, insbesondere aus der allgemeinen Zuständigkeitsvermutung kommunaler ‚Allzuständigkeit‘ folgen, wie sie beispielhaft in Artikel 28, II GG formuliert ist. Zum anderen nehmen sie ‚übertragene‘ (staatliche) Aufgaben wahr, die ihnen vom Staat zur Ausführung zugewiesen werden (zu der von Land zu Land unterschiedlichen Ausprägung und Begrifflichkeit der ‚übertragenen‘ Aufgaben vgl. Schmidt-Eichstaedt 1999).

Die institutionellen und rechtlichen Unterschiede zwischen den beiden Aufgabentypen sind markant. Während zum einen die ‚echten‘ kommunalen Aufgaben (wie im ‚monistischen‘ Modell) in die Entscheidungsmacht der gewählten Kommunalvertretungen fallen, ist für den Vollzug der ‚übertragenen‘ Aufgaben allein die kommunale Exekutive (Bürgermeister usw.) zuständig und die gewählten Kommunalvertretungen sind damit nicht befasst. Im Gegensatz zu den ‚echten‘ kommunalen Aufgaben stehen die ‚übertragenen‘ Aufgaben unter der operativen Aufsicht und Kontrolle (‚Fachaufsicht‘) durch die staatliche Ebene. In Ansehung der ‚übertragenen‘ Aufgaben erscheint die kommunale Ebene in die staatliche Ebene ‚vertikal integriert‘, wenn nicht ‚verstaatlicht‘. Im Unterschied zu dem Staat-Kommune-Verhältnis, das dem ‚monistischen‘ Aufgabenmodell eigentümlich ist, wird in den ‚übertragenen‘ Aufgaben ein vertikal ‚integrationistisches‘ Verhältnis gesehen. Diese beinhaltet eine ‚verstaatlichende‘ Tendenz, die für die kommunale Ebene und deren Autonomie insgesamt problematisch ist (vgl. Wollmann 1999b, S. 203).

Historisch auf die nachrevolutionäre französische Munizipalgesetzgebung von 1790 zurückgehend (vgl. Wollmann 1999b: 193 ff.; Wollmann 2008a: 41 mit Nachweisen), fand das ‚dualistische‘ Aufgabenmodell mit der Preußischen Städteordnung von 1808 und ähnlichen einzelstaatlichen Regelungen Eingang in die deutsche und später österreichische Kommunaltradition, von wo aus sie sich nach Mittel- und Osteuropa hin ausbreitete (vgl. Wollmann 2008a: 47 mit Nachweisen). Hatte der Städtetag nach 1945 vorgeschlagen, das überkommene dualistische zugunsten des monistischen aufzugeben (sog. Weinheimer Entwurf, vgl. Engeli/Haus 1975, S. 25), so hielten die Kommunalordnungen der Länder an dem dualistischen Aufgabenschema fest, allerdings teilweise unter Abschwächung des Instituts der Fachaufsicht über ‚übertragene‘ Aufgaben (so zunächst insbesondere Niedersachsen und – nach 1990 – in den ostdeutschen Ländern, vgl. Sponer 1995: 10; Wollmann 1997: 237 mit Nachweisen). Zwar haben sich die rechtsdogmatisch scharfen Unterschiede zwischen Rechts- und Fachaufsicht in der Anwendungspraxis vielfach abgeschliffen und hat sich die Fachaufsicht in ihrer Ausübung an die Rechtsaufsicht annähert (vgl. Thieme 1981). Die ‚weicheren‘ Modi der Fachaufsicht werden in der neueren Diskussion als ‚kooperative Aufsicht‘ (vgl. Wegrich 2006) oder gar als ‚Vertrauensaufsicht‘ (Knemeyer 1999) bezeichnet, die anstelle einer (‚hierarchischen‘) Kontrolle Elemente von Beratung und Verhandlung hat. Jedoch bleibt in der Figur der ‚übertragenen‘ Aufgabe das grundsätzliche Muster einer administrativ-exekutiven Verschränkung der Kommunal- mit der Staatsverwaltung erhalten (vgl. Katz 2006: 896). Jüngere Beispiele einer Funktionalreform deuten darauf hin, dass sich die formal als ‚Kommunalisierung‘ bezeichnete Übertragung von Landesaufgaben auf die kommunale Ebene, insbesondere auf die Kreise, in Wahrheit um Formen der (administrativen) Dekonzentration, um nicht zu sagen: ‚mittelbaren Staatsverwaltung‘ dreht (vgl. auch Katz 2006: 885). So wurde im Rahmen der Verwaltungsreform, durch die 2005 in Baden-Württemberg 313 untere staatliche Sonderbehörden aufgelöst und deren Zuständigkeiten insbesondere auf die Landkreise übertragen wurden, ausdrücklich vorgeschrieben, dass diese als „untere (staatliche) Verwaltungsbehörden“ tätig werden (vgl. Bogumil/Ebinger 2005).

6 Vergleichende Schlussbemerkungen und Reformüberlegungen
Abschließend und zusammenfassend seien drei Dimensionen und entsprechende Reformüberlegungen (kurz) angesprochen.
6.1 Erweiterung des kommunalen Aufgabenprofils?
Ausweislich des Anteils ihrer Ausgaben an den gesamten öffentlichen Ausgaben liegt in Deutschland die untere kommunale Ebene (Gemeinden und Städte, einschließlich der kreisfreien Städte) mit 11,7% zwar weit hinter den kommuner in Schweden und etwa gleich auf mit den municipios in Spanien, jedoch deutlich vor den comuni in Italien und den communes in Frankreich. Für eine Erweiterung des kommunalen Aufgabenprofils könnte vor allem der Sektor der Schulen in Betracht gezogen werden, in dem die Kommunen bislang zwar für die ‚sächlichen‘ Kosten verantwortlich sind, während die Schulen ansonsten traditionell ‚Sache des Staates‘, also der Länder sind. Für eine erweiterte schulische Zuständigkeit der Kommunen spricht inhaltlich die Verbindung von Schule und vorschulischer Erziehung in den Kindergärten. Als Beispiel könnte Schweden dienen, wo das Schulwesen in den frühen 1990er Jahren erfolgreich vom Staat auf die kommuner übertragen worden ist. Selbstredend sollte bei der Übertragung zusätzlicher Funktionen durch Bund oder Land auf die Kommunen der Grundsatz der ‚Konnexität‘, also der Verknüpfung von Aufgabentransfer und Finanzausstattung, unumstößlich sein. 
6.2 Neuer Schub kommunaler Gebietsreformen
In der territorialen Struktur der kommunalen Ebene variieren die deutschen Länder zwischen territorial und demographisch großformatigen ‚Einheitsgemeinden‘, wie sie beispielsweise auch für Schweden kennzeichnend sind, ferner der weitgehenden Beibehaltung der kleinformatigen Gemeinden und ihrer Zugehörigkeit zu interkommunalen Verbänden (Ämtern, Verwaltungsgemeinschaften usw.), wie sie dies exemplarisch für Frankreich, aber auch für Italien und Spanien charakteristisch ist. Die den ostdeutschen Ländern in den letzten Jahren in Gang gekommene neue Welle von kommunalen Gebiets- und Organisationenreformen, die auf die vermehrte Herstellung von Einheitsgemeinden und die entsprechende Abkehr von interkommunalen Formationen zielt, beruht auf der Einschätzung, dass sich eine auf Einheitsgemeinde gestützte Kommunalstruktur einer von interkommunalen Institutionen getragenen als politisch, demokratisch und funktional überlegen erwiesen hat. Auch in den betreffenden ‚alten‘ Bundesländern sollte eine an die Reformdynamik der ‚neuen‘ Bundesländer anknüpfende Reformdiskussion aufgegriffen und vorgetrieben werden.

6.3 ‚Echte‘ Kommunalisierung 
Die Position der Kommunen im deutschen Föderalismus ist (darin dem ‚quasi-föderalisierten‘ Spanien vergleichbar) davon bestimmt, dass die Länder die gegenüber der Bundesebene auf dezentraler Eigenständigkeit bestehen, während sie sich Verhältnis zu ‚ihren‘ Kommunen ‚zentralisierend‘ in Stellung bringen (vgl. Wollmann/Bouckaert 2006: 23). Diese zentralisierende Tendenz wird im ‚dualistischen‘ Aufgabenmodell durch die ‚vertikal integrierende‘ und ‚verstaatlichende‘ Wirkung verstärkt, die der Staat über die kommunale Ausführung der ‚übertragenen‘ Aufgaben mittels der ‚Fachaufsicht‘ ausübt. Vor diesem Hintergrund sollten die von den Kommunen auszuführenden öffentlichen Funktionen künftig grundsätzlich – mit Ausnahmen nur dort, wo dies verwaltungspolitisch unerlässlich scheint – als ‚echte‘ kommunale Aufgaben mit entsprechender Entscheidungszuständigkeit der gewählten Kommunalvertretung geregelt werden. Als Referenz kann wiederum auf Schweden verwiesen werden, wo sich die Ausführung des Baugenehmigungsverfahrens als ‚echte‘ kommunale Aufgabe in der Praxis durchaus bewährt hat (vgl. Wollmann 2008a: 204 ff.). Mit der grundsätzlichen Ablösung des ‚dualistischen‘ Kommunalmodells, das in seiner mithin ‚verstaatlichenden‘ Logik historisch in der autoritär-obrigkeitsstaatlichen Staatsform des 19. Jahrhunderts wurzelt (vgl. Wollmann 1999a: 51 ff.), würde schließlich ein verfassungs-, kommunal- und verwaltungspolitisch überfälliger Schritt zur Modernisierung und Aktualisierung des demokratischen Verfassungsstaats und seiner föderal-kommunalen Grundstruktur geleistet (vgl. Wollmann 2007: 74).
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� Als Vereinigtes Königreich (UK) wird der England, Schottland, Wales und Nordirland umfassende Staatsverband bezeichnet, während sich der Terminus „Britain“ auf England, Schottland und Wales bezieht. England ist das historische Kernland (mit 87% der Gesamtbevölkerung des UK). Im folgenden Text ist – wenn nicht anderes vermerkt ist – von England die Rede.


� Diese ebenso wie die nachfolgenden Tabellen stützen sich überwiegend auf die von Dexia zusammengestellten statistischen Daten (vgl. Dexia 2008, 2006), die von Dexia aus EUROSTAT und anderen einschlägigen staatlichen Statistiken ermittelt worden sind.


� In einer auf Leemans1970 zurückgehenden Begrifflichkeit kann zwischen einem „integrationist model“, in dem Staats- und Kommunalebene, zumindest teilweise, operativ „integriert“ sind, und einem „separationist model“ unterschieden werden, in dem eine solche Verschränkung nicht stattfindet (vgl. Wollmann 2008a: 259 f. mit Nachweisen; siehe auch weiter unten Abschnitt 5).


� Während sich der Weimarer Reichsverfassung von 1919 noch die Formulierung findet: „Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben das Recht der Selbstverwaltung (von mir hervorgehoben, H.W.) innerhalb der Schranken der Gesetze“ (Art. 127), wird in Art. 28 GG der traditionelle ‚verwaltungslastige‘ Terminus vermieden und durch den umfassenderen (implizit eher ‚politischen‘) Begriff der eigenverantwortlichen „Regelung“ ersetzt: „Den Gemeinden muss das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln“. (von mir hervorgehoben, H.W.). Hinsichtlich ihrer demokratischen Legitimation werden die Gemeinden und Kreise in Art. 28, I, Satz 2 GG den Ländern ausdrücklich gleichgestellt: „In den Ländern, Kreisen und Gemeinden muss das Volk eine Vertretung haben, die aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangen ist“.


5 § 1 Verfassungsgesetz von 1974 (regeringsformen): „Den svenska folkstyrelsen … förverkligas genom ett representativt och parlamentariskt statsskick och genom kommunal självstyrelse“ (von mir hervorgehoben, H.W.).


6 Die Empfehlungen einer (als „Verantwortungskommission“, ansvars komittén titulierten) Kommission, die die Regierung 2002 berief und die nach mehrjährigen Beratungen 2007 ihre Ergebnisse vorlegte, zielen insbesondere darauf, die bestehenden 20 Kreise mit durchschnittlich 400.000 Einwohnern aufzulösen und statt ihrer sechs bis neun Großkreise = Regionen mit direkt gewählten regionalen Parlamenten zu bilden (vgl. SOU 2007a, 2007b, siehe auch Wollmann 2008a: 40 f.). Die Umsetzung dieser oder anderer Reformvorschläge steht noch aus.


7 Vgl. Article 1 Constitution (in der Fassung von 2003): „La France est une République indivisible… Son organisation est décentralisée. “


8 Vgl. article 72, V Constitution (in der Fassung von 2003): „Aucune collectivité territoriale ne peut exercer une tutelle sur une autre. “


9 Artikel 72, Abs. III Verfassungsänderung : „ Dans les conditions prévues par la loi, ces collectivités s'administrent librement par des conseils élus et disposent d'un pouvoir réglementaire pour l'exercice de leurs compétences“ (von mir hervorgehoben, H.W.).


10 Diese Leitlinie der Freiwilligkeit liegt zum einen konzeptionell in der der politischen Kultur Frankreichs eigentümlichen (‚girondistischen‘) Hochschätzung eines ‚localism‘ und zum andern politisch in dem Einfluss begründet, den die Bürgermeister als Verfechter ihrer lokalen Interessen – vermöge der Praxis des cumul de mandats und ihrer hieraus folgenden vielfältigen gleichzeitigen Mitgliedschaft in Nationalversammlung und Senat – auf die nationale Gesetzgebung ausüben (vgl. Hoffmann-Martinot 2003: 166 ff.).


11 Eine bemerkenswerte Ausnahme bildete 1966 die Einführung der auf die intermunizipale Zusammenarbeit in metropolitanen Verdichtungsgebieten zielenden communautés urbaines, deren erste Generation (in den Ballungsgebieten um Marseilles, Lyon, Lille und Strasbourg) durch verbindliches Gesetz (par la loi) ins Leben gerufen wurde.


12 Art. 5 der Verfassung von 2001 lautet: „La Repubblica, una e indivisibile, riconosce e promuove le autonomie locali. La Repubblica è costituita dai Comuni, dalle Province, dalle Città metropolitane, dalle Regioni e dallo Stato” (von mir hervorgehoben, H.W.). In der ursprünglichen Fassung der Verfassung von 1948 hieß es (Art. 114): „La Repubblica si riparte in Regioni, Province e Comuni“, es fehlt also die bemerkenswerte textliche Gleichstellung des Staats mit den anderen Ebenen.


13 Es sei denn, man rechne den beträchtlichen Anteil von 20%, den die dezentral-lokalen Einheiten des öffentlichen Gesundheitssystems (aziende sanitarie locali) haben, institutionell und personell zur regionalen und/oder lokalen Ebene. Den Regionen wurde in Ansehung der ihnen übertragenen legislativen Zuständigkeiten und ihrer finanziellen Verantwortung ein ‚quasi-föderaler‘ Status für das öffentliche Gesundheitswesen zugeschrieben.


14 Artikel 2 der Constitución von 1978: „Constitución se fundamenta en la indisoluble unidad de la Nación española, patria común e indivisible de todos los españoles, y reconoce y garantiza el derecho a la autonomía de las nacionalidades y regiones que la integran y la solidaridad entre todas ellas” (von mir hervorgehoben, H.W.).


15 Von einer ‚vollen‘ Föderalisierung kann unter anderem angesichts dessen nicht gesprochen werden, dass die Regionen ein dem deutschen Bundesrat oder dem US-Senat vergleichbares Vertretungsorgan nicht haben.


16 Ley Reguladora de las Bases del Régimen Local.


17 So in der Überschrift des Gesetzes von 1985 „Ley Reguladora de las Bases del Régimen Local“ (von mir hervorgehoben, H.W.).


18 So bereits Art. 140 der Verfassung von 1978: „La Constitución garantiza la autonomía de los municipios....Su gobierno y administración corresponde a sus respectivos Ayuntamientos, integrados por los Alcaldes y los Concejales”. Der Terminus „gobierno local” wird explizit im Gesetz von 1999 „Medidas para el desarrollo del gobierno local” und im „Libro Blanco para la reforma del gobierno local” (siehe Ministerio 2005) verwendet (von mir hervorgehoben, H.W.).


19 Tabelle 4 nutzt die von Dexia 2008 für die betreffenden Länder vorgelegten Daten, die sich ihrerseits auf die von EUROSTAT zugrunde gelegten Definitionen („general services“, „social protection“ usw.) und die von EUROSTAT entsprechend gesammelten Daten stützen (vgl. Dexia 2008: 83 ff.). Angesichts der möglichen Streubreite der von EUROSTAT verwendeten Definitionen und der Unschärfen, die bei Viele-Länder-Erhebungen, wie EUROSTAT, sowohl hinsichtlich der Verlässlichkeit der Daten und als auch ihrer Zuordnung zu vermuten sind, ist bei der Interpretation Vorsicht geboten. Es lassen sich eher allgemeine Tendenz- und Strukturaussagen ableiten denn in Einzelheiten hinreichend präzise Aussagen. Für vergleichende Aufgabenanalysen (vgl. auch Norton 1994: 60 ff. und die dortigen Länderberichte; ferner Marcou/Wollmann 2009: 150 ff.).


20 Für ländervergleichende Analysen der Auslagerungs- und Privatisierungstendenzen in der Erbringung sozialer und öffentlicher Dienstleistungen und zu jüngsten Anzeichen der ‚Rekommunalisierung‘ vgl. die Aufsätze in Wollmann/Marcou (Hrsg.) 2010a, zusammenfassend Wollmann/Marcou 2010b.


21 Um das funktionale Gewicht, das die jeweilige Ebene im gesamten Politik- und Verwaltungssystem hat, zu kennzeichnen, scheint der Prozentanteil, den die jeweilige Ebene an den gesamten öffentlichen Ausgaben hat, geeigneter zu sein als die Pro-Kopf-Ausgaben der jeweiligen Ebene, da die hier diskutierten Länder noch erhebliche Unterschiede in den Brutto-Sozialprodukten aufweisen (zwischen 31.800 € BIP pro Einwohner in Schweden und 20.900 € in Spanien). Vergleicht man allein die Pro-Kopf-Ausgaben der Länder, ergibt sich eine entsprechende analytische Verzerrung. Deshalb stützt sich der nachstehende Vergleich insbesondere auf die prozentualen Anteile der jeweiligen Ebene an den Gesamtausgaben.


22 In den für UK verfügbaren Daten werden die beiden subnationalen Ebenen (counties und boroughs) nicht gesondert, sondern zusammenfassend ausgewiesen. Dies schränkt für UK die Aussagekraft eines auf die unterste (kommunale) Ebene fokussierten Vergleichs ein.


23 Das hier vorgenommene ‚ranking‘ unterscheidet sich von dem von Kuhlmann 2009: 144 ff. vorgetragenen Einschätzung darin, dass hier zum einen die summierten Ausgaben der subnationalen Ebenen als Indikator für (subnationale) Dezentralisierung behandelt und zum andern die Ausgaben der unteren kommunalen Ebene als Indikator für ‚Kommunalisierung‘ betracht und interpretiert werden, während bei Kuhlmann 1999 die summierten Ausgaben der (drei) subnationalen Ebenen als ‚kommunale‘ Ausgaben genommen und den summierten ‚kommunalen‘ Ausgaben der Gemeinden und Kreise gegenübergestellt werden.  


24 In Ermangelung entsprechend differenzierter Daten sind für das UK getrennte Aussagen für die beiden subnational-kommunalen Ebenen (districts und counties bzw. unitary authorities) nicht möglich.






